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1. Allgemeiner Teil des BGB

Für Ansprüche aus § 823 Abs. 1 BGB wegen einer unberechtigten 
Schutzrechtsverwarnung gilt die kurze Verjährungsfrist des § 11 
UWG und nicht die regelmäßige Verjährungsfrist des § 195 BGB, 
wenn das Verhalten des Verwarnenden zugleich einen wettbe­
werbsrechtlichen Anspruch wegen unlauterer gezielter Mitbewer­
berbehinderung begründet. (»Verwarnung aus Kennzeichenrecht 
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a) Die von der Deutschen Bundesbank veröffentlichte Zeitreihe 
der Umlaufsrenditen börsennotierter Bundeswertpapiere mit 
Restlaufzeiten von über 8 bis 15 Jahren mit der Bezeichnung 
BBSIS.M.I.UMR.RD.EUR.S1311.B.A604.R0815.R.A.A._Z._Z.A 
(ehemalige Zeitreihe WU9554) genügt den Anforderungen, die 
nach der Senatsrechtsprechung (Senatsurteile vom 6. Oktober 
2021 -  XI ZR 234/20, BGHZ 231, 215 Rn. 84 f. und vom 24. Ja­
nuar 2023 -  XI ZR 257/21, WM 2023, 326 Rn. 18) im Rahmen 
der ergänzenden Vertragsauslegung nach §§ 133, 157 BGB an den 
Referenzzins für die variable Verzinsung von Prämiensparverträ­
gen zu stellen sind.
b) Der Referenzzins für Prämiensparverträge ist nicht nach der 
Methode gleitender Durchschnitte zu berechnen (Bestätigung von 
Senatsurteilen vom 21. Dezember 2010 -  XI ZR 52/08, WM 2011, 
306 Rn. 23 f. und vom 25. April 2023 -  XI ZR 225/21, juris 
Rn. 19).
c) Zur Verjährung von Ansprüchen auf Zahlung weiterer variab­
ler Zinsen aus Prämiensparverträgen nach § 199 Abs. 1 Nr. 2 BGB 
(Fortführung von Senatsurteil vom 6. Oktober 2021 -  XI ZR 234/
20, BGHZ 231, 215 Rn. 64 ff.)....................................................................

In einer monistisch verfassten europäischen Gesellschaft steht 
dem Verwaltungsrat nach § 41 Abs. 5 SEAG die alleinige Vertre-
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tungsbefugnis auch in Bezug auf Rechtsgeschäfte mit geschäfts­
führenden Direktoren zu, durch die die Gesellschaft lediglich ei­
nen rechtlichen Vorteil im Sinne von § 107 BGB erlangt.................

Ob ein Verhalten oder eine Erklärung des Auftraggebers als An­
ordnung im Sinne des § 2 Abs. 5 VOB/B auszulegen ist, beurteilt 
sich nach §§ 133, 157 BGB..........................................................................

2. Schuldverhältnisse

a) Allgemeine Vorschriften

a) Eine formularmäßig getroffene anwaltliche Zeithonorarabrede 
ist auch im Rechtsverkehr mit Verbrauchern nicht allein deshalb 
unwirksam, weil der Rechtsanwalt weder dem Mandanten vor 
Vertragsschluss zur Abschätzung der Größenordnung der Ge­
samtvergütung geeignete Informationen erteilt noch sich dazu 
verpflichtet hat, ihm während des laufenden Mandats in angemes­
senen Zeitabständen Zwischenrechnungen zu erteilen oder Auf­
stellungen zu übermitteln, welche die bis dahin aufgewandte Be­
arbeitungszeit ausweisen.
b) Ist eine formularmäßig getroffene anwaltliche VergütungsVer­
einbarung aus AGB-rechtlichen Gründen insgesamt unwirksam, 
richten sich die Honoraransprüche des Rechtsanwalts nach den 
Vorschriften des Rechtsanwaltsvergütungsgesetzes.............................

Zur Wirksamkeit einer Bestimmung in Allgemeinen Versiche­
rungsbedingungen für eine Rentenversicherung, nach der die Ab­
schluss- und Vertriebskosten in gleichmäßigen Jahresbeträgen 
über einen Zeitraum von mindestens fünf Jahren, jedoch nicht 
länger als bis zum Ende der vereinbarten Beitragszahlungsdauer 
verteilt werden.................................................................................................

Eine Klausel in Allgemeinen Versicherungsbedingungen der 
Wohngebäudeversicherung, die dem Versicherungsnehmer vor 
Eintritt des Versicherungsfalls die Einhaltung aller gesetzlichen, 
behördlichen sowie vertraglich vereinbarten Sicherheitsvorschrif­
ten aufgibt, verstößt nicht gegen das Transparenzgebot des § 307 
Abs. 1 Satz 2 BGB und benachteiligt den Versicherungsnehmer 
nicht unangemessen im Sinne von § 307 Abs. 1 Satz 1 BGB..........
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b) Einzelne Verträge und vertragsähnliche Verhältnisse

Der Referenzzins für Prämiensparverträge ist nicht nach der Me­
thode gleitender Durchschnitte zu berechnen (Bestätigung von 
Senatsurteilen vom 21. Dezember 2010 -  XI ZR 52/08, WM 2011, 
306 Rn. 23 f. und vom 25. April 2023 -  XI ZR 225/21, juris 
Rn. 19).................................................................................................................

Die Minderung des Vergütungsanspruchs nach § 634 Nr. 3, Fall
2, § 638 BGB schließt einen Kostenvorschussanspruch nach § 634 
Nr. 2, § 637 Abs. 3 BGB wegen des Mangels, auf den die Minde­
rung gestützt wird, nicht aus......................................................................

Ist eine formularmäßig getroffene anwaltliche Vergütungsverein­
barung aus AGB-rechtlichen Gründen insgesamt unwirksam, 
richten sich die Honoraransprüche des Rechtsanwalts nach den 
Vorschriften des Rechtsanwaltsvergütungsgesetzes............................

a) Eine Anordnung im Sinne des § 2 Abs. 5 VOB/B erfordert eine 
rechtsgeschäftliche Erklärung des Auftraggebers, mit der einseitig 
eine Änderung der Vertragspflichten des Auftragnehmers herbei­
geführt werden soll (Fortführung von BGH, Urteil vom 9. April 
1992 -  VII ZR 129/91).
b) Ob ein Verhalten oder eine Erklärung des Auftraggebers als 
Anordnung im Sinne des § 2 Abs. 5 VOB/B auszulegen ist, beur­
teilt sich nach §§ 133, 157 BGB.
Liegt eine Störung des Vertrags aufgrund einer Behinderung vor, 
die faktisch zu einer Bauzeitverzögerung führt, und teilt der Auf­
traggeber dem Auftragnehmer den Behinderungstatbestand und 
die hieraus resultierende Konsequenz mit, dass die Leistungen 
derzeit nicht erbracht werden können, liegt nach diesem Maßstab 
keine Anordnung im Sinne des § 2 Abs. 5 VOB/B vor.
Auch die Übermittlung von Bauablaufplänen stellt keine Anord­
nung des Auftraggebers im Sinne des § 2 Abs. 5 VOB/B dar, 
wenn mit ihnen lediglich auf behinderungsbedingte Störungen des 
Vertrags reagiert wird. Dies gilt auch, wenn darin im Hinblick 
auf die Behinderungen und die deshalb gemäß § 6 Abs. 2 Nr. 1 
VOB/B verlängerten Ausführungsfristen zeitliche Konkretisie­
rungen erfolgen.
c) Der Schadensersatzanspruch des Auftragnehmers nach § 6 
Abs. 6 Satz 1 VOB/B setzt voraus, dass die Bauzeitverzögerung 
adäquat-kausal durch hindernde Umstände verursacht worden ist, 
die auf der Verletzung einer vertraglichen Pflicht durch den Auf­
traggeber beruhen. Umstände aus der Risikosphäre des Auftrag­
gebers, die nicht auf einer Pflichtverletzung beruhen, genügen
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nicht als Voraussetzung dieses Anspruchs (Bestätigung von BGH, 
Urteil vom 20. Oktober 2005 -  VIIZR 190/02; Urteil vom 
21. Oktober 1999 -  VII ZR 185/98 und Urteil vom 16. Oktober 
1 9 9 7 -VII ZR 64/96).....................................................................................

17. a) Die Ansprüche des Zahlungsdienstnutzers gegen den Zahlungs­
dienstleister auf Erteilung vorvertraglicher Entgeltinformationen 
aus § 675d Abs. 1 BGB i.V.m. Art. 248 § 4 Abs. 1 Nr. 3 EGBGB 
und des Verbrauchers aus § 5 ZKG erlöschen mit Abschluss des 
Zahlungsdiensterahmenvertrags durch Zeitablauf.
b) Der Anspruch des Verbrauchers gegen den Zahlungsdienstleis­
ter auf Zurverfügungstellung von Entgeltaufstellungen aus § 10 
ZKG besteht nicht rückwirkend, sondern erst seit Inkrafttreten 
der Norm und damit seit dem 31. Oktober 2018.
c) Ein Anspruch des Zahlungsdienstnutzers aus § 675c Abs. 1 
i.V.m. § 666 BGB auf Auskunftserteilung und Rechenschaftsle­
gung bezüglich der an den Zahlungsdienstleister entrichteten Ent­
gelte besteht insoweit, als das Auskunftsbegehren über die nach 
§ 675d Abs. 1 BGB i.V.m. Art. 248 § 5 i.V.m. § 4 Abs. 1 Nr. 3 
Buchst, a) EGBGB zu erteilenden Informationen im Einzelfall 
hinausgeht.
d) Die Abtretung von Ansprüchen gegen den Zahlungsdienstleis­
ter auf Entgeltinformationen aus § 675d Abs. 1 BGB i.V.m. 
Art. 248 § 5 i.V.m. § 4 Abs. 1 Nr. 3 Buchst, a) EGBGB, auf Zur­
verfügungstellung von Entgeltaufstellungen aus § 10 ZKG sowie 
auf Auskunftserteilung und Rechenschaftslegung aus § 675c 
Abs. 1 i.V.m. § 666 BGB ist nicht gemäß § 399 Fall 1 BGB ausge­
schlossen.
e) Die Ansprüche gegen den Zahlungsdienstleister auf Entgeltin­
formationen aus § 675d Abs. 1 BGB i.V.m. Art. 248 § 5 i.V.m. § 4 
Abs. 1 Nr. 3 Buchst, a) EGBGB, auf Zurverfügungstellung von 
Entgeltaufstellungen aus § 10 ZKG sowie auf Auskunftserteilung 
und Rechenschaftslegung aus § 675c Abs. 1 i.V.m. § 666 BGB sind 
grundsätzlich nicht isoliert, das heißt ohne den Hauptanspruch, 
dessen Vorbereitung und Berechnung sie in der Regel dienen, ab­
tretbar (Anschluss an Senatsurteile vom 28. Februar 1989 -  XI ZR 
91/88, BGHZ 107, 104, 110 und vom 11. September 2018 -  XI ZR 
125/17, WM 2018, 2128 Rn. 28).................................................................
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c) Unerlaubte Handlung, Haftpflicht, ungerechtfertigte 
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Der aus dem Amt ausgeschiedene Geschäftsführer haftet gemäß 
§ 823 Abs. 2 BGB i.V.m. § 15a InsO grundsätzlich auch für Schä­
den von Neugläubigern, die erst nach seinem Ausscheiden in ver­
tragliche Beziehungen zu der Gesellschaft getreten sind, wenn die 
durch seine Antragspflichtverletzung geschaffene verschleppungs- 
bedingte Gefahrenlage im Zeitpunkt der Schadensentstehung 
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Eine teleologische Reduktion des Anwendungsbereichs des § 1643 
Abs. 2 Satz 2 BGB a.F., § 1643 Abs. 3 Satz 1 BGB n.F. kommt für 
den Fall, dass ein als gewillkürter Erbe berufener Elternteil für sich 
im eigenen Namen und als vertretungsberechtigter Elternteil für 
das als Ersatzerbe eingesetzte Kind die gewillkürte Erbschaft bei 
werthaltigem Nachlass ausschlägt, um die gesetzliche Erbfolge zu 
ermöglichen und das gesetzliche Erbe für sich anzunehmen (sog. 
lenkende Ausschlagung), nicht in Betracht.............................................

Geben Verlobte die Eheschließungserklärungen in Deutschland 
ab, handelt es sich um eine Eheschließung im Inland und kann 
die Ehe daher nur in der hier vorgeschriebenen Form geschlossen 
werden. Eine Eheschließung durch von Deutschland aus per Vi­
deotelefonie vor einem Trauungsorgan im Ausland (hier: Behörde 
in Utah/USA) abgegebene Erklärungen ist unwirksam (Abgren­
zung zu Senatsbeschluss vom 29. September 2021 -  XII ZB 309/ 
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Eine teleologische Reduktion des Anwendungsbereichs des § 1643 
Abs. 2 Satz 2 BGB a.F., § 1643 Abs. 3 Satz 1 BGB n.F. kommt für 
den Fall, dass ein als gewillkürter Erbe berufener Elternteil für sich 
im eigenen Namen und als vertretungsberechtigter Elternteil für 
das als Ersatzerbe eingesetzte Kind die gewillkürte Erbschaft bei 
werthaltigem Nachlass ausschlägt, um die gesetzliche Erbfolge zu 
ermöglichen und das gesetzliche Erbe für sich anzunehmen (sog. 
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aus § 62 Abs. 1 Satz 1 AktG und § 823 Abs. 2 BGB i.V.m. § 20 
Abs. 1 AktG erfasst.
b) Die Grundsätze über die fehlerhafte Organbestellung sind auf 
den besonderen Vertreter anwendbar.
c) Der Vorstand der Aktiengesellschaft kann die fehlerhafte Be­
stellung eines besonderen Vertreters grundsätzlich nicht durch 
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12. a) In einer monistisch verfassten europäischen Gesellschaft steht 
dem Verwaltungsrat nach § 41 Abs. 5 SEAG die alleinige Vertre­
tungsbefugnis auch in Bezug auf Rechtsgeschäfte mit geschäfts­
führenden Direktoren zu, durch die die Gesellschaft lediglich ei­
nen rechtlichen Vorteil im Sinne von § 107 BGB erlangt.
b) Ist eine Willenserklärung gegenüber der Gesellschaft abzuge­
ben, genügt in den Fällen des § 41 Abs. 5 SEAG die Abgabe ge­
genüber einem Mitglied des Verwaltungsrats.
c) Einem geschäftsführenden Direktor, der entgegen § 41 Abs. 5
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geschlossen hat, ist es nach den Grundsätzen von Treu und G lau­
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3. a) Erfinder im Sinne von § 37 Abs. 1 PatG kann nur eine natürli­

che Person sein. Ein maschinelles, aus Hard- oder Software beste­
hendes System kann auch dann nicht als Erfinder benannt w er­
den, wenn es über Funktionen künstlicher Intelligenz verfügt.
b) Die Benennung einer natürlichen Person als Erfinder ist auch 
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künstliche Intelligenz zur Generierung der Erfindung veranlasst, 
ist rechtlich unerheblich und rechtfertigt nicht die Zurückweisung 
der Anmeldung nach § 42 Abs. 3 PatG. (»DABUS«)........................

7. Unlauterer Wettbewerb

a) Die Grundsätze, nach denen die unberechtigte Verwarnung aus 
einem Kennzeichenrecht unter dem Gesichtspunkt eines rechts­
widrigen und schuldhaften Eingriffs in das Recht am eingerichte­
ten und ausgeübten Gewerbebetrieb zum Schadensersatz ver­
pflichten kann, gelten nicht nur für Verwarnungen, die der 
Inhaber einer für Waren geschützten Marke gegenüber dem Her­
steller von Waren oder seinen Abnehmern mit der Behauptung 
ausspricht, deren Benutzung eines Zeichens in Bezug auf die von 
ihnen hergestellten oder vertriebenen Waren verletzten sein Mar­
kenrecht, sondern auch für Verwarnungen, die der Inhaber einer 
für Dienstleistungen geschützten Marke gegenüber dem Anbieter 
von Dienstleistungen mit der Behauptung ausspricht, dessen Be­
nutzung eines Zeichens in Bezug auf die von ihm angebotene oder 
erbrachte Dienstleistung verletze sein Markenrecht. Sie gelten 
grundsätzlich auch für Verwarnungen, die der Inhaber einer sol­
chen Marke gegenüber denjenigen ausspricht, die diese Dienstleis­
tungen als Kunden in Anspruch nehmen.
b) Für die Annahme eines ernsthaften und endgültigen Verlan­
gens, eine als Schutzrechtsverletzung beanstandete Handlung 
künftig nicht mehr vorzunehmen, ist es nicht stets erforderlich, 
dass der Schutzrechtsinhaber unter Fristsetzung die Abgabe einer 
Unterlassungserklärung verlangt. Es ist vielmehr aufgrund einer 
Betrachtung aller Umstände des Einzelfalls zu prüfen, ob es sich 
bei der jeweils in Rede stehenden Geltendmachung des Schutz­
rechts durch den Schutzrechtsinhaber um ein ernsthaftes und 
endgültiges Verlangen handelt.
c) Für Ansprüche aus § 823 Abs. 1 BGB wegen einer unberechtig­
ten Schutzrechtsverwarnung gilt die kurze Verjährungsfrist des 
§11 UWG und nicht die regelmäßige Verjährungsfrist des § 195 
BGB, wenn das Verhalten des Verwarnenden zugleich einen wett­
bewerbsrechtlichen Anspruch wegen unlauterer gezielter Mitbe­
werberbehinderung begründet. (»Verwarnung aus Kennzeichen­
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8. Privates Versicherungsrecht
Erfolgt im Deckungsschutzverfahren des Versicherungsnehmers 
einer Rechtsschutzversicherung nach dem Zeitpunkt der Bewilli­
gungsreife eine Klärung durch die höchstrichterliche Rechtspre­
chung (hier: durch den Gerichtshof der Europäischen Union in 
den sog. Dieselverfahren) zu seinen Gunsten, sind für die Beurtei­
lung des Deckungsschutzanspruchs die Erfolgsaussichten der 
Klage im Zeitpunkt des Schlusses der letzten mündlichen Ver­
handlung vor dem Berufungsgericht maßgeblich................................

a) Die für die Ermittlung der Mindestzuführung zur Rückstellung 
für Beitragsrückerstattung in § 6 Abs. 1 Satz 1 Mindestzufüh­
rungsverordnung (hier in der ab dem 1. August 2017 geltenden 
Fassung) festgelegte Quote von 90% bezieht sich nur auf die an­
zurechnenden Kapitalerträge und nicht auf die Differenz zw i­
schen anzurechnenden Kapitalerträgen und rechnungsmäßigen 
Zinsen.
b) Weder die in § 153 Abs. 2 Satz 1 W G  geforderte Beteiligung 
der Versicherten am Überschuss nach einem verursachungsorien­
tierten Verfahren noch der Gleichbehandlungsgrundsatz gemäß 
§ 138 Abs. 2 VAG verbieten es im Grundsatz, bei der Zuteilung 
der Überschüsse auf die überschussberechtigten Verträge den 
Verträgen mit einer höheren Garantieverzinsung eine in Prozent 
ihres Deckungskapitals geringere Überschussbeteiligung zuzutei­
len als den Verträgen mit einem niedrigeren Rechnungszins.
c) Zur Wirksamkeit einer Bestimmung in Allgemeinen Versiche­
rungsbedingungen für eine Rentenversicherung, nach der die Ab­
schluss- und Vertriebskosten in gleichmäßigen Jahresbeträgen 
über einen Zeitraum von mindestens fünf Jahren, jedoch nicht 
länger als bis zum Ende der vereinbarten Beitragszahlungsdauer 
verteilt werden.
d) Zur Wirksamkeit von Bestimmungen in Allgemeinen Versiche­
rungsbedingungen für eine Rentenversicherung zum Stornoabzug 
für erhöhte Verwaltungsaufwendungen bei Beitragsfreistellung 
und Kündigung................................................................................................

9. Wohnungseigentumsrecht
a) Nach dem seit dem 1. Dezember 2020 geltenden Wohnungsei­
gentumsrecht haben die Wohnungseigentümer die Kompetenz, 
Entscheidungen über die Verwaltung und Benutzung des gemein­
schaftlichen Eigentums auf den Verwalter zu delegieren.
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b) Im Hinblick auf eine Erhaltungsmaßnahme wird eine Delegati­
on regelmäßig jedenfalls dann ordnungsmäßiger Verwaltung ent­
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2012, 2796).
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des Erstbeschlusses bestehen und schutzwürdige Belange einzel­
ner Wohnungseigentümer hinreichend berücksichtigt werden. ...
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